
Der Brandbrief im Wortlaut' 

In Sorge um die Polizei Hamburg 

Wir äußern uns auf der Grundlage von mehrhundertjähriger Berufserfahrung in allen 
polizeilichen Funktionsbereichen, Dienstgraden und Laufbahnen der Polizei 
Hamburg. 

Wir sind beschämt und bedauern, dass die derzeitigen Verhältnisse in der Polizei 
Hamburg es unzumutbar machen, unser Anliegen mit unserem Namen zu verbinden, 
weil Kritiker in dieser Polizei ihre Verwendung verli eren, ausgegrenzt und persönlich 
diffamiert werden. 

Wenn es weder zu Nachdenklichkeit, zu Einsicht noch zu Selbstkritik - geschweige 
denn zu Änderungsbereitschaft - fUhrt, wenn oberste Gerichte Entscheidungen und 
Handlungen der Behördenleitung und Polizei führung mehrfach als verfassungswidrig 
bezeichnen (Videoüberwachung, Online-Durchsuchung, Kennzeichenlesegerät, 
Laufbahnverlaufsmodell) in Fortsetzung Scbillscher Tradition mit einer Gewerkschaft 
und einem Berufsverband ein Kartell des Schweigens über Probleme der inneren 
Sicherheit und die Verfasstheit der Polizei besteht, in panjscher Angst vor kritischer 
Berichterstattung der Medien kein Problem und kein Missstand intern mehr diskutiert 
wird und z.B. schwierige Großeinsätze aus dieser Angst heraus nicht mehr 
selbstkritisch nachbearbeitet werden, von Schill über Nagel bis Ahlhaus fragwürdige 
Machtkonzentration betrieben wird, die jede Form der kooperativen Führung zwar 
noch lehren lässt, sich aber nicht schämt, sie in der Polizei mit Füßen zu treten und 
Mitarbeiter und mittlere Vorgesetzte als widerspruchslose Befehlempfanger 
herabzuwürdigen, Amts- und Behördenleitung sich mehr Gedanken über die 
Beschaffung von Pferden, als über die Zukunftsfahigkeit der Polizei machen und 
nicht davor zurückschrecken, die Öffentlichkeit über die Kosten und die tatsächliche 
Nutzungsmöglichkeiten der Reiterstaffel zu täuschen, zu Zwecken der persönlichen 
Denkmalpflege ein Kriminalmuseum eingerichtet und ausgestattet werden soll, dass 
haushaltsrechtlich fraglich ist und mit den Sparzwängen im Haushalt nicht vereinbar 
ist, die Koalition die im Koalitionsvertrag vorgesehene Überprüfung der 
Schillschen/Nagelschen Organisationstrukturen dem parteipolitischen 
Machtgeschacher opfert, eine Regierungspartei die Polizei als ihr Eigentum betrachtet 
und behandelt und die andere Partei zwar über aber nicht mit der Polizei redet und im 
Übrigen keinen Anspruch auf Mitgestaltung erhebt, dann besteht Anlass zur Sorge um 
die Zukunftsflihigkeit der Polizei Hamburg, die Qualität der polizeilichen Arbeit und 
vor allem um die demokratische Werthaltung der Polizisten. 

Wenn sich Bürger und Parlament nicht um diese Polizei kümmern, wird sie nicht so 
arbeiten, wie das von den Bürgern gewünscht wird und vom Gesetzgeber geboten ist. 
Wir warnen vor einem Rückfall in die Zustände der Zeit vor den siebziger Jahren und 
appellieren, die innerpolizeiliche demokratische Entwicklung der Folgejahre bis 200 I 
nicht weiter zu verspielen. 


